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Synopse § 4a AufenthG

Arbeitgeber durch neue Verfahrensregelungen (vgl. z. B. Artikel 1 Nummer 46) sowie durch eine 
für Fachkräfte nunmehr einheitlich geregelte Erteilungsdauer (vgl. § 18, Artikel 1 Nummer 12) 
gegenüber. Diese Entlastung, die für die weit überwiegende Zahl der durch die Arbeitgeber 
beschäftigten Ausländer greift und den Arbeitgebern Verwaltungsaufwand in nicht unerhebli-
chem Umfang erspart, rechtfertigt es, die Arbeitgeber mit der Einführung einer Mitteilungs-
pflicht für die wenigen Fälle der vorzeitigen Beendigung eines Arbeitsverhältnisses zu belasten. 
Eine elektronische Weiterleitung der Meldung der Arbeitgeber über die Sozialversicherungsträ-
ger an die Ausländerbehörden scheidet aus, da diese zum Teil erst mit deutlicher zeitlicher Ver-
zögerung erfolgt. Zudem würde die Einrichtung einer entsprechenden Weiterleitungsmöglich-
keit erhebliche technische Umrüstungen erfordern, deren finanzieller Aufwand, insbesondere 
auch für die Arbeitgeber, nicht im Verhältnis zu der zu erwartenden geringen Fallzahl stehen 
würde.
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§ 5 AufenthG Synopse

Bisherige Fassung Ab RückkehrG Ab FKEG

§ 5  Allgemeine Erteilungs-
voraussetzungen

§ 5  Allgemeine Erteilungs-
voraussetzungen

§ 5  Allgemeine Erteilungs-
voraussetzungen

(1) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels setzt in der Regel vor-
aus, dass

1.  der Lebensunterhalt gesichert 
ist,

1a.  die Identität und, falls er nicht 
zur Rückkehr in einen anderen 
Staat berechtigt ist, die Staats-
angehörigkeit des Ausländers 
geklärt ist,

2.  kein Ausweisungsinteresse be-
steht,

3.  soweit kein Anspruch auf Er-
teilung eines Aufenthaltstitels 
besteht, der Aufenthalt des 
Ausländers nicht aus einem 
sonstigen Grund Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt oder gefährdet 
und

4.  die Passpflicht nach § 3 erfüllt 
wird. 

(2) 1Des Weiteren setzt die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis, 
einer ICT-Karte, einer Niederlas-
sungserlaubnis oder einer Erlaub-
nis zum Daueraufenthalt – EU vor-
aus, dass der Ausländer 

1.  mit dem erforderlichen Visum 
eingereist ist und

2.  die für die Erteilung maßgeb-
lichen Angaben bereits im 
Visumantrag gemacht hat. 

2Hiervon kann abgesehen werden, 
wenn die Voraussetzungen eines 
Anspruchs auf Erteilung erfüllt 
sind oder es auf Grund besonderer 
Umstände des Einzelfalls nicht 
zumutbar ist, das Visumverfahren 
nachzuholen. 3Satz 2 gilt nicht für 
die Erteilung einer ICT-Karte.

(1) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels setzt in der Regel vor-
aus, dass

1.  der Lebensunterhalt gesichert 
ist,

1a.  die Identität und, falls er nicht 
zur Rückkehr in einen anderen 
Staat berechtigt ist, die Staats-
angehörigkeit des Ausländers 
geklärt ist,

2.  kein Ausweisungsinteresse be-
steht,

3.  soweit kein Anspruch auf Er-
teilung eines Aufenthaltstitels 
besteht, der Aufenthalt des 
Ausländers nicht aus einem 
sonstigen Grund Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt oder gefährdet 
und

4.  die Passpflicht nach § 3 erfüllt 
wird.

(2) 1Des Weiteren setzt die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis, 
einer ICT-Karte, einer Niederlas-
sungserlaubnis oder einer Erlaub-
nis zum Daueraufenthalt – EU vor-
aus, dass der Ausländer 

1.  mit dem erforderlichen Visum 
eingereist ist und

2.  die für die Erteilung maßgeb-
lichen Angaben bereits im 
Visumantrag gemacht hat. 

2Hiervon kann abgesehen werden, 
wenn die Voraussetzungen eines 
Anspruchs auf Erteilung erfüllt 
sind oder es auf Grund besonderer 
Umstände des Einzelfalls nicht 
zumutbar ist, das Visumverfahren 
nachzuholen. 3Satz 2 gilt nicht für 
die Erteilung einer ICT-Karte.

(1) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels setzt in der Regel vor-
aus, dass

1.  der Lebensunterhalt gesichert 
ist,

1a.  die Identität und, falls er nicht 
zur Rückkehr in einen anderen 
Staat berechtigt ist, die Staats-
angehörigkeit des Ausländers 
geklärt ist,

2.  kein Ausweisungsinteresse be-
steht,

3.  soweit kein Anspruch auf Er-
teilung eines Aufenthaltstitels 
besteht, der Aufenthalt des 
Ausländers nicht aus einem 
sonstigen Grund Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt oder gefährdet 
und

4.  die Passpflicht nach § 3 erfüllt 
wird.

(2) 1Des Weiteren setzt die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis, 
einer Blauen Karte EU, einer ICT-
Karte, einer Niederlassungserlaub-
nis oder einer Erlaubnis zum Dau-
eraufenthalt – EU voraus, dass der 
Ausländer

1.  mit dem erforderlichen Visum 
eingereist ist und

2.  die für die Erteilung maßgeb-
lichen Angaben bereits im 
Visumantrag gemacht hat. 

2Hiervon kann abgesehen werden, 
wenn die Voraussetzungen eines 
Anspruchs auf Erteilung erfüllt 
sind oder es auf Grund besonderer 
Umstände des Einzelfalls nicht 
zumutbar ist, das Visumverfahren 
nachzuholen. 3Satz 2 gilt nicht für 
die Erteilung einer ICT-Karte.
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Synopse § 5 AufenthG

Bisherige Fassung Ab RückkehrG Ab FKEG

 (3) 1In den Fällen der Erteilung 
eines Aufenthaltstitels nach §  24 
oder § 25 Absatz 1 bis 3 ist von der 
Anwendung der Absätze 1 und 2, 
in den Fällen des §  25 Absatz  4a 
und  4b von der Anwendung des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie 
des Absatzes 2 abzusehen. 2In den 
übrigen Fällen der Erteilung eines 
Aufenthaltstitels nach Kapitel  2 
Abschnitt 5 kann von der Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 abgese-
hen werden. 3Wird von der 
Anwendung des Absatzes  1 Nr.  2 
abgesehen, kann die Ausländer-
behörde darauf hinweisen, dass 
eine Ausweisung wegen einzeln 
zu bezeichnender Ausweisungsin-
teressen, die Gegenstand eines 
noch nicht abgeschlossenen Straf- 
oder anderen Verfahrens sind, 
möglich ist. 4In den Fällen der 
Erteilung eines Aufenthaltstitels 
nach §  26 Absatz  3 ist von der 
Anwendung des Absatzes 2 abzu-
sehen.

 (4) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels ist zu versagen, wenn 
ein Ausweisungsinteresse im Sinne 
von §  54 Absatz  1 Nummer  2 
oder 4 besteht. 

(3) 1In den Fällen der Erteilung 
eines Aufenthaltstitels nach §  24 
oder § 25 Absatz 1 bis 3 ist von der 
Anwendung der Absätze 1 und 2, 
in den Fällen des §  25 Absatz  4a 
und  4b von der Anwendung des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie 
des Absatzes 2 abzusehen. 2In den 
übrigen Fällen der Erteilung eines 
Aufenthaltstitels nach Kapitel  2 
Abschnitt 5 kann von der Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 abgese-
hen werden. 3Wird von der 
Anwendung des Absatzes  1 Nr.  2 
abgesehen, kann die Ausländer-
behörde darauf hinweisen, dass 
eine Ausweisung wegen einzeln 
zu bezeichnender Ausweisungsin-
teressen, die Gegenstand eines 
noch nicht abgeschlossenen Straf- 
oder anderen Verfahrens sind, 
möglich ist. 4In den Fällen der 
Erteilung eines Aufenthaltstitels 
nach §  26 Absatz  3 ist von der 
Anwendung des Absatzes 2 abzu-
sehen.

(4) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels ist zu versagen, wenn 
ein Ausweisungsinteresse im Sinne 
von §  54 Absatz  1 Nummer  2 
oder 4 besteht oder eine Abschie-
bungsanordnung nach § 58a erlas-
sen wurde. 

(3) 1In den Fällen der Erteilung 
eines Aufenthaltstitels nach §  24 
oder § 25 Absatz 1 bis 3 ist von der 
Anwendung der Absätze 1 und 2, 
in den Fällen des §  25 Absatz  4a 
und  4b von der Anwendung des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie 
des Absatzes 2 abzusehen. 2In den 
übrigen Fällen der Erteilung eines 
Aufenthaltstitels nach Kapitel  2 
Abschnitt 5 kann von der Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 abgese-
hen werden. 3Wird von der 
Anwendung des Absatzes  1 Nr.  2 
abgesehen, kann die Ausländer-
behörde darauf hinweisen, dass 
eine Ausweisung wegen einzeln 
zu bezeichnender Ausweisungsin-
teressen, die Gegenstand eines 
noch nicht abgeschlossenen Straf- 
oder anderen Verfahrens sind, 
möglich ist. 4In den Fällen der 
Erteilung eines Aufenthaltstitels 
nach §  26 Absatz  3 ist von der 
Anwendung des Absatzes 2 abzu-
sehen.

(4) Die Erteilung eines Aufent-
haltstitels ist zu versagen, wenn 
ein Ausweisungsinteresse im Sinne 
von §  54 Absatz  1 Nummer  2 
oder 4 besteht oder eine Abschie-
bungsanordnung nach § 58a erlas-
sen wurde.

Gesetzesbegründung zu § 5 AufenthG (Rückkehr-Gesetz  – BT-Drs. 19/10047, S. 30)

Nach der geltenden Regelung ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels bei dem Vorliegen folgen-
der Ausweisungsinteressen zu versagen: Der Ausländer gefährdet die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder er beteiligt sich 
zur Verfolgung politischer oder religiöser Ziele an Gewalttätigkeiten oder ruft öffentlich zur 
Gewaltanwendung auf oder droht mit Gewaltanwendung.

Mit der Gesetzesänderung wird künftig der Aufenthaltstitel auch dann versagt, wenn eine 
 Abschiebungsanordnung nach § 58a des Aufenthaltsgesetzes erlassen wurde. Diese setzt eine 
auf Tatsachen gestützte Prognose zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der 
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§ 5 AufenthG Synopse

Bundesrepublik Deutschland oder einer terroristischen Gefahr voraus. Es liegt eine vergleichbare 
Interessenlage vor.

Gesetzesbegründung zu § 5 AufenthG (FKEG – BT-Drs. 19/8285, S. 88)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zum Gesetz zur Umsetzung auf-
enthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration vom 12. Mai 2017 
(BGBl. I 2017, 1106). Mit diesem Gesetz wurde § 5 Absatz 2 Satz 1 um die „ICT-Karte“ ergänzt. 
Um klarzustellen, dass die in §  5 Absatz  2 enthaltenen Erteilungsvoraussetzungen weiterhin 
auch für die Blaue Karte EU gelten (wie sich bereits aus § 4 Absatz 1 Satz 3 ergibt), wird § 5 
Absatz 2 Satz 1 nun explizit auf die  Blaue Karte EU erstreckt.
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Synopse § 6 AufenthG

Bisherige Fassung Ab FKEG

§ 6 Visum § 6 Visum

(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr.  810/2009 folgende Visa erteilt 
werden:

1.  ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsge-
biet der Schengen-Staaten oder für geplante Auf-
enthalte in diesem Gebiet von bis zu 90 Tagen je 
Zeitraum von 180 Tagen (Schengen-Visum),

2.  ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch 
die internationalen Transitzonen der Flughäfen.

(2) 1Schengen-Visa können nach Maßgabe der Ver-
ordnung (EG) Nr. 810/2009 bis zu einer Gesamtaufent-
haltsdauer von 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen 
verlängert werden. 2Für weitere 90  Tage innerhalb 
des betreffenden Zeitraums von 180 Tagen kann ein 
Schengen-Visum aus den in Artikel  33 der Verord-
nung (EG) Nr.  810/2009/EG genannten Gründen, zur 
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland oder aus völkerrechtlichen Gründen als 
nationales Visum verlängert werden.

(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr.  810/2009 folgende Visa erteilt 
werden:

1.  ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsge-
biet der Schengen-Staaten oder für geplante Auf-
enthalte in diesem Gebiet von bis zu 90 Tagen je 
Zeitraum von 180 Tagen (Schengen-Visum),

2.  ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch 
die internationalen Transitzonen der Flughäfen.

(2) 1Schengen-Visa können nach Maßgabe der Ver-
ordnung (EG) Nr. 810/2009 bis zu einer Gesamtaufent-
haltsdauer von 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen 
verlängert werden. 2Für weitere 90  Tage innerhalb 
des betreffenden Zeitraums von 180 Tagen kann ein 
Schengen-Visum aus den in Artikel  33 der Verord-
nung (EG) Nr.  810/2009/EG genannten Gründen, zur 
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland oder aus völkerrechtlichen Gründen als 
nationales Visum verlängert werden.

(2a) Schengen-Visa berechtigen nicht zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit, es sei denn, sie wurden zum 
Zweck der  Erwerbstätigkeit erteilt.

 (3) 1Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für 
das Bundesgebiet (nationales Visum) erforderlich, das 
vor der Einreise erteilt wird. 2Die Erteilung richtet sich 
nach den für die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue 
Karte EU, die ICT-Karte, die Niederlassungserlaubnis 
und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU gelten-
den Vorschriften. 3Die Dauer des rechtmäßigen Auf-
enthalts mit einem nationalen Visum wird auf die Zei-
ten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, Blauen 
Karte EU, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt – EU angerechnet.

 (4) Ein Ausnahme-Visum im Sinne des § 14 Absatz 2 
wird als Visum im Sinne des Absatzes  1 Nummer  1 
oder des Absatzes 3 erteilt.

(3) 1Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für 
das Bundesgebiet (nationales Visum) erforderlich, das 
vor der Einreise erteilt wird. 2Die Erteilung richtet sich 
nach den für die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue 
Karte EU, die ICT-Karte, die Niederlassungserlaubnis 
und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU gelten-
den Vorschriften. 3Die Dauer des rechtmäßigen Auf-
enthalts mit einem nationalen Visum wird auf die Zei-
ten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, Blauen 
Karte EU, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt – EU angerechnet.

(4) Ein Ausnahme-Visum im Sinne des § 14 Absatz 2 
wird als Visum im Sinne des Absatzes  1 Nummer  1 
oder des Absatzes 3 erteilt.

Gesetzesbegründung zu § 6 AufenthG (FKEG – BT-Drs. 19/8285, S. 88)

Zu Absatz 2a

Folgeänderung zu § 4a AufenthG; das Regel-Ausnahme-Verhältnis bezüglich der Gestattung der 
Erwerbstätigkeit wird künftig umgekehrt. Schengen-Visa können auch künftig zum Zweck der 
Erwerbstätigkeit erteilt werden, wenn es hierfür eine Rechtsgrundlage gibt (vgl. Kapitel 2 
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